
Durch die Verabschiedung des Gesetzentwurfs zum
Atomausstieg durch das Bundeskabinett an diesem
Montag und die Vorlage eines dazugehörigen Geset-
zespaketes der christlich-liberale Koalition startete
der Deutsche Bundestag in dieser Woche in die Be-
ratungen über das veränderte Energiekonzept, das
ein endgültiges Aus für die Atomkraft ab 2022 in
Deutschland vorsieht. Noch vor Beginn der Som-
merpause sollen die Reform des Atomgesetzes sowie
mehrerer Begleitgesetze wie etwa des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG), des Netzausbaubeschleu-
nigungsgesetzes oder der Energieeinsparverordnung
durch Bundestag und Bundesrat beschlossen werden.
Im Anschluss an die Regierungserklärung von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel zur Energiepolitik mit
dem Titel "Der Weg zur Energie der Zukunft" hat an
diesem Donnerstag die erste Lesung der von CDU/
CSU und FDP insgesamt sieben eingebrachten Vor-
lagen begonnen.
Auslöser für die angestrebten Veränderungen ist die
Katastrophe von Fukushima vom März dieses Jah-
res. Die Union hat in deren Folge einen intensiven
gesellschaftlichen, technischen und politischen Dia-
log geführt und im Ergebnis beschlossen, bis Ende
2022 in Deutschland vollständig auf Kernenergie zu
verzichten. Dieser Ausstieg erfolgt in Form eines
geordneten Abschaltplans, bei dem jedem Kraftwerk
gesetzlich ein Datum zugeordnet wird, an dem es
spätestens vom Netz gehen muss. Das nun in den
Bundestag eingebrachte Maßnahmenpaket wird
mehr Klarheit und bessere Planbarkeit in den Atom-
ausstieg bringen. Im Gegensatz zum rot-grünen Aus-
stiegsbeschluss, der lediglich Reststrommengen defi-
nierte und damit letztlich den Betreibern die Ent-
scheidung überließ, wann das letzte Kernkraftwerk
vom Netz gegangen wäre, wird nun ein festes Aus-
stiegsdatum genannt und auch gesetzlich geregelt.
Entsprechend sicherer werden zukünftig die Investi-
tionsbedingungen für die erneuerbaren Energien,
weil man nun weiß, bis wann welche Kernkraft-
strommengen tatsächlich durch regenerative Quellen

ersetzt werden müssen.
Nicht mehr anlaufen sollen die sieben ältesten Kern-
kraftwerke, die nach der Katastrophe von Fukushima
im Zuge eines Moratoriums vorläufig abgeschaltet
worden waren, sowie die ohnehin vom Netz genom-
mene Nuklearanlage Krümmel. Einer dieser Atom-
meiler soll jedoch bis 2013 als "Kaltreserve“ vor-
gehalten werden, um im Winter im Fall von Strom-
engpässen Lücken schließen zu können.
Nach Verhandlungen mit den 16 Ministerpräsidenten
in der vergangenen Woche sagte die Bundeskanzle-
rin eine Prüfung der Frage zu, ob diese Reserve
eventuell auch über Kohle oder Gas gesichert wer-
den kann. Zudem einigten sich Angela Merkel und
die Länderchefs darauf, dass die restlichen neun
Atommeiler von 2015 an stufenweise in Zwei-Jahres
-Schritten stillgelegt werden. Die drei neuesten An-
lagen sollen dann 2022 ihre Produktion beenden. Die
durch den Ausstieg wegfallenden Strommengen sol-
len durch erneuerbare Kapazitäten sowie fossile An-
lagen, besonders Gaskraftwerke, kompensiert wer-
den. Planung und Errichtung neuer Anlagen sowie
der Ausbau der Netze, die den auf See und an Land
im windreichen Norden erzeugten Ökostrom in den
Süden transportieren sollen, werden beschleunigt.
Außerdem hält die Bundesregierung an ihrem Ziel
fest, bis 2020 die Versorgung zu 35 Prozent auf re-
generative Quellen zu stützen. Windstrom an Land
soll bei der EEG-Förderung nicht schlechter als
Offshore-Elektrizität gestellt werden.
Mit zum neuen Energiekonzept gehören unter ande-
rem die verstärkte Förderung der Gebäudesanierung
und der Elektromobilität. Die Koalitionsfraktionen
haben im Entscheidungsprozess der letzten beiden
Monate mit der Bundesregierung eng und zielgerich-
tet zusammengearbeitet.
Im jetzt eingeleiteten Gesetzgebungsverfahren wird
die Union darauf achten, dass die Energieversorgung
in Deutschland sicherer und sauberer wird und für
den Endverbraucher und die Industrie bezahlbar
bleibt.
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Kurznachrichten

Steuerdschungel wird gelichtet.
In dieser Woche verabschiedete der Deutsche Bun-
destag das Steuervereinfachungsgesetz 2011, das
eine breitgefächerte Wirkung entfaltet. So reduziert
sich der Bürokratieaufwand der Unternehmen jähr-
lich um vier Milliarden Euro. Bei Arbeitnehmern
und Familien mit Kindern fallen neben Vereinfa-
chungen auch unmittelbare steuerliche Entlastun-
gen in Höhe von jährlich 590 Millionen Euro an.
Mit der Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags von 920 Euro auf 1.000 Euro werden Beleg-
sammlungen in größerem Umfang überflüssig und
zusätzlich 550.000 Arbeitnehmer von Einzelnach-
weisen befreit. Bei der Beantragung von Kinder-
geld und Kinderfreibeträgen entfällt bei volljähri-
gen Kindern die Einkünfte- und Bezügegrenze.
Vereinfacht werden auch die steuerliche Absetzbar-
keit von Kinderbetreuungskosten und die Berech-
nung der Entfernungspauschale. Beispiele für wei-
tere Maßnahmen sind die reduzierten Veranla-
gungsarten für Eheleute oder die Möglichkeit zur
gleichzeitigen Abgabe von Einkommensteuererklä-
rungen für zwei Jahre.

Verlängerung von Bundeswehrmandaten
Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche die
Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher
Streitkräfte an der „United Nation Interim Force in
Lebanon“ (UNIFIL) beschlossen. Das Mandat des
Deutschen Bundestages wird auf Grundlage des
geltenden VN-Mandats bis zum 30. Juni 2012 unter
Beibehaltung der personellen Obergrenze von 300
Personen verlängert. Der Schwerpunkt des Einsat-
zes liegt auf der Ausbildung und der Verbesserung
der Einsatzfähigkeit der libanesischen maritimen
Streitkräfte. Ziel ist eine graduelle Übergabe der
Verantwortung an die libanesische Seite. Außer-
dem hat der Deutsche Bundestag die Fortsetzung
der deutschen Beteiligung an der internationalen
Sicherheitspräsenz im Kosovo (KFOR) beschlos-
sen. Die Beteiligung erfolgt auf Grundlage eines
Mandats, dem der Deutsche Bundestag erstmalig
am 11. Juni 1999 zugestimmt hat. Die Soldaten der
KFOR werden weiter neben einheimischen Sicher-
heitskräften und EUPOL-Polizeikräften gebraucht,
um die Sicherheit der Menschen im Kosovo zu ga-
rantieren.

Bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
Mit dem in dieser Woche eingebrachten Entwurf
des Gesetzes zur Vereinbarkeit von Pflege und Be-
ruf wird die Pflege von Familienangehörigen durch
Berufstätige erleichtert. Das Gesetz sieht vor, dass
Beschäftigte ihre Arbeitszeit über einen Zeitraum
von maximal zwei Jahren auf bis zu 15 Wochen-
stunden reduzieren können, wenn sie einen Ange-
hörigen pflegen – zu einem etwas geringeren Ge-
halt als demjenigen, das sie normalerweise bezie-
hen. Zum Ausgleich arbeiten sie später wieder voll,
bekommen aber weiterhin das geringere Gehalt –
so lange, bis das Zeitkonto wieder ausgeglichen ist.
Der Gesetzentwurf kommt den Wünschen der Pfle-
gebedürftigen und Pflegenden sowie den Unterneh-
men entgegen, die sich ihre qualifizierten Mitarbei-
ter erhalten können. Um die Risiken einer Berufs-
und Erwerbsunfähigkeit gerade für kleinere und
mittlere Unternehmen zu minimieren, muss jeder
Beschäftigte, der die Familienpflegezeit in An-
spruch nimmt, zu diesem Zeitpunkt eine Versiche-
rung abschließen, die mit dem letzten Tag der
Lohnrückzahlungsphase der Familienpflegezeit
endet.

Deutschland und Polen
Anlässlich des 20. Jahrestages der Unterzeichnung
des Vertrages über gute Nachbarschaft und freund-
schaftliche Zusammenarbeit zwischen Deutschland
und Polen hat der Deutsche Bundestag den gemein-
samen Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD,
FDP und Bündnis 90/Die Grünen „Deutschland
und Polen – Verantwortung aus der Geschichte für
die Zukunft in Europa“ verabschiedet und einen
Anstoß für die Gestaltung des deutsch-polnischen
Verhältnisses in der näheren Zukunft gegeben. Der
Antrag zieht eine Bilanz der bilateralen Zusammen-
arbeit auf den Feldern von Politik, Wirtschaft, Um-
welt, grenzüberschreitender Zusammenarbeit, Kul-
tur, Wissenschaft und zivilgesellschaftlichem Aus-
tausch und stellt für jedes dieser Gebiete konkrete
Forderungen auf, um die deutsch-polnischen Bezie-
hungen weiter voranzubringen.

Zitat
«Wir können als erstes Industrieland der Welt die
Wende zum Zukunftsstrom schaffen.»

(Bundeskanzlerin Angela Merkel in ihrer Regie-
rungserklärung am Donnerstag im Bundestag)
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In eigener Sache
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09.06.2011 Verwaltungsrat der
Kreissparkasse in Berlin

Der Verwaltungsrat der Kreissparkasse Bibe-
rach, dem auch Landrat Dr. Schmidt und die
Bürgermeister Dahler, Diesch und Peter-
mann angehören, besuchte am Donnerstag
Berlin. Auf Vermittlung von Josef Rief wur-
de die Gruppe auch im Bundeskanzleramt
von Staatsministerin Prof. Dr. Maria Böhmer
empfangen. Anschließend wurden die Besu-
cher noch durch das Haus geführt.

10.06.2011 Pressemitteilung

Rief: „EHEC wird uns noch lange beschäfti-
gen. Jetzt hat Entschädigung für Bauern Vor-
rang.“

„Das ist eine große Erleichterung für die
Bauern, für die Verbraucher und den Handel,
aber trotzdem wird uns das Thema noch lan-
ge beschäftigen müssen.“ Das erklärte der
heimische Bundestagsabgeordnete Josef Rief
zur aktuellen EHEC-Entwarnung für Gemü-
se, Tomaten und Gurken. „EHEC hat Men-
schenleben gekostet, aber es hat auch zu er-
heblichen Schäden bei den betroffenen Landwirten und einer großen Verunsicherung bei den
Verbrauchern geführt.“
Das Thema EHEC-Infektionen sei zwar noch nicht vom Tisch, so Rief, weil Sprossen weiter in
Verdacht stünden. „Aber wir können nach sehr aufregenden Wochen jetzt erst einmal durchat-
men“.

„Jetzt“, so Rief, „muss alles getan werden, damit die Entschädigung für die Bauern ankommt.
Auch im Kreis Biberach hatte es starke Einbußen bei den Gemüsebauern gegeben. Es kann nicht
sein, dass diejenigen, die definitiv nicht Auslöser der Krise sind, am stärksten unter dieser Krise zu
leiden haben.“ Die von der EU in Aussicht gestellten 210 Millionen Euro für die Landwirte rei-
chen nach Überzeugung aller Experten der CDU/-CSU-Bundestagsfraktion nur für eine teilweise
Entschädigung aus.

Als Mitglied des Ernährungsausschusses war Josef Rief eng in die intensiven Beratungen zu die-
sem Thema eingebunden. Er lobte ausdrücklich die Arbeit der „Task Force Epidemiologie“. Ein-
zig die Grünen hätten sich zu diesem Thema unverantwortlich verhalten. Statt sich konstruktiv in
die Arbeit mit einzubringen, hätten sie sich darauf beschränkt, das Regierungshandeln zu verun-
glimpfen.


